Reformen ja - Ausgrenzung nein

Stellungnahme der KAB - Bezirksleitung Aachen-Stadt/Eifel zur aktuellen Reformdebatte

Für die KAB ist die Erhaltung der Grundstrukturen der sozialen Marktwirtschaft -  der Flächentarifvertrag, die paritätische Finanzierung der sozialen Systeme, die Arbeitszeitregelungen, der Kündigungsschutz  - wesentlich für die Zukunft und den sozialen Frieden unseres Landes. Zukunft gestalten heisst die große Aufgabe; eine Aufgabe, an der sich alle beteiligen müssen! Reformen sind nötig! Die aktuell diskutierten neoliberalen und den Sozialstaat zerstörenden Patentrezepte taugen nicht! Teilen ist der  Schlüssel zur Lösung der sozialen Probleme und der gerechten Verteilung der Lasten auf alle. Denn es gibt die Bereitschaft zum Teilen und zum Verzicht bei vielen Menschen, wenn dies nicht einseitig zu Lasten der schon jetzt Benachteiligten geschieht und dabei die Spaltung der Gesellschaft weiter zunimmt.

Darum fordert die KAB:

1. Auf- und Ausbau eines öffentlich geförderten Beschäftigungssektors, der Arbeit schafft für die schwächsten Gruppen dieser Gesellschaft, wie Jugendliche und ältere ArbeitnehmerInnen. Niemals wird der erste Arbeitsmarkt diesen Gruppen ausreichend Arbeit zur Verfügung stellen. Die Versprechen des Hartz-Konzeptes und der Agenda 2010 sind falsch! 

2. Angesichts einer Arbeitsplatzlücke von sieben Millionen und des weiterhin abnehmenden Arbeitsvolumens muss die Regelarbeitszeit drastisch gekürzt werden. Aus Sicht von millionen Arbeit suchender Menschen darf es auch kein Tabu sein, dies in den mittleren und oberen Einkommensklassen mit einem Lohnverzicht zu verbinden.

3. Es ist und bleibt ein Skandal, dass der gesellschaftliche Reichtum nicht zum Ausgleich der wachsenden Lasten herangezogen wird. Die Vermögenssteuer muss wieder eingeführt werden, die Erbschaftssteuer ist zu erhöhen und Kapitalgewinne müssen stärker besteuert werden.

4. Ein Projekt mit einschneidenden Wirkungen auf die Arbeitslosigkeit ist die Reduzierung der derzeit geleisteten Überstunden um die Hälfte mit einem Gewinn von 400.000 neuen Arbeitsplätzen. Es bedarf eines steuerlichen Lenkungsprozesses und gesetzlicher Vorgaben, um hier einem Umbau vorzunehmen.

5. Der zum Teil berechtigt geforderte Subventionsabbau muss mit einer Umleitung dieser eingesparten Mittel in die Kommunen gekoppelt sein. Mit diesen Arbeit und Wohlfahrt schaffenden Investitionen können die Kommunen  die örtliche Infrastruktur verbessern bzw erneuern. Die Debatte des DGB's um Investitionen und Schuldenaufnahme hat ihre Berechtigung!

6. Wir brauchen ein Grundeinkommen für alle, um Einkommen bzw die soziale Sicherung nicht nur an Erwerbsarbeit, sondern auch an Formen der Familien- und Gesellschaftsarbeit zu koppeln.

Wir fordern alle Verantwortlichen und Mitglieder der KAB im Bezirk Aachen-Stadt/Eifel auf, an den dezentralen Kundgebungen des DGB's gegen Sozialabbau am 24. Mai 03 teilzunehmen. 

Aachen, den 13.5.03

